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1 Projekthintergrund   

Aufgrund der Stickstoffdioxid-Grenzwertüberschreitungen in der Landeshauptstadt (LH) Wiesba-

den drohten (Diesel-)Fahrverbote für die Stadt. Um den zu erwartenden Einschränkungen, u.a. für 

den Wirtschaftsverkehr, entgegenzuwirken, wurde das Sofortpaket für den Luftreinhalteplan mit 

aufeinander abgestimmten Teilmaßnahmen erarbeitet und beschlossen. Zu den Teilmaßnahmen 

gehört dabei die Umsetzung eines Elektromobilitätskonzeptes für den Individualverkehr. Es ist 

das Ziel des vorliegenden Elektromobilitätskonzeptes, einen konkreten Beitrag zum Erreichen der 

Luftqualitätsziele und der städtischen Klimaschutzziele zu leisten und Maßnahmen zur Steige-

rung des Anteils der Elektrofahrzeuge in Wiesbaden zu entwickeln. Im Zuge der Erstellung dieses 

Konzeptes wurden die dazu notwendigen Untersuchungen durchgeführt und erste Schritte einge-

leitet. 

Elektrische Antriebe werden sich im kommenden Jahrzehnt sukzessive zur dominierenden An-

triebsart für Fahrzeuge entwickeln. Im Hinblick auf die aktuellen Herausforderungen der Luftquali-

täts- und Klimaschutzziele, hat Elektromobilität ein hohes Potential für eine Reduzierung der loka-

len NO2-Immissionen und CO2-Emissionen. Der Markthochlauf für Elektrofahrzeuge und deren 

Verbreitung hängt dabei in hohem Maße von den vorhandenen Rahmenbedingungen ab. Auch die 

LH Wiesbaden besitzt dabei entscheidende Möglichkeiten, die Attraktivität von Elektromobilität 

schon jetzt zu erhöhen und damit die Verbreitung der Elektrofahrzeuge frühzeitig zu fördern.  

Zentraler Baustein des Elektromobilitätskonzeptes ist das am prognostizierten Bedarf für die 

nächsten fünf bis 15 Jahre ausgerichtete Ladeinfrastrukturkonzept. Konkret war zu prüfen, welche 

Strategie hinsichtlich der Bereitstellung von Ladeinfrastruktur (LIS) im öffentlichen Raum verfolgt 

wird. Es ist sicherzustellen, dass Ladeinfrastruktur preislich attraktiv, digital angebunden sowie gut 

zugänglich ist und wenig zusätzlichen Verkehr induziert. Dazu war insbesondere in hochverdichte-

ten Planungsräumen zu prüfen, wie bei einer geringen Verfügbarkeit von privaten Stellplätzen ein 

attraktives Umfeld für Elektromobilität geschaffen werden kann. Ladeinfrastruktur im öffentlichen 

Raum stellt nur eine Möglichkeit des Ladens dar. Lademöglichkeiten auf halböffentlichen Flächen 

bieten einerseits eine hohe Kontaktrate (z.B. Supermärkte) und andererseits auch die Möglichkeit 

attraktive Preissetzungen vorzunehmen, da Ladeinfrastruktur dort nicht das Kerngeschäft darstellt. 

Ähnlich stellt es sich beim Arbeitgeberladen dar, welches einen sehr hohen Hebel besitzt. Daher 

bedarf es eines integrierten Ladekonzeptes, welches die verschiedenen Lademöglichkeiten einbe-

zieht und Rahmenbedingungen vorgibt, um eine flächendeckend attraktive Ladeinfrastruktur in 

ganz Wiesbaden zu schaffen. Dafür werden auch in der Stellplatzsatzung Änderungen notwendig 

sein, um langfristig die infrastrukturellen Rahmenbedingungen herzustellen. Darauf aufbauend er-

folgte die Erarbeitung eines einheitlichen und transparenten Antrags- und Genehmigungsverfah-

rens für Betreiber von Ladeinfrastruktur im öffentlichen Raum sowie die Untersuchung und Ent-

wicklung von Maßnahmen zur Privilegierung von Elektrofahrzeugen für die LH Wiesbaden. 

Die Förderung der Elektromobilität muss immer auch die gesetzten verkehrs- und umweltpoliti-

schen Zielvorgaben berücksichtigen. So darf ein attraktiver automobiler Elektromobilitätsindividu-

alverkehr nicht zu einer Erhöhung der Fahrzeugzahl führen. Insbesondere der Rebound-Effekt, 

wodurch Nutzer des Umweltverbundes mit Elektromobilität wieder zu Nutzern des motorisierten 

Individualverkehrs (MIV) werden, soll vermieden werden. Dabei bildet Elektromobilität nur einen 

Baustein für zukunftsfähige Verkehrslösungen. Deshalb wurden neben den Rahmenbedingungen 

für Elektromobilität auch Maßnahmen für Carsharing (CS) und Elektrofahrräder betrachtet.  

Im Rahmen der Erstellung des Elektromobilitätskonzeptes wurden Workshops und Veranstaltun-

gen mit den betreffenden Ämtern der LH Wiesbaden sowie Akteuren und Bürgern durchgeführt. Die 

Ergebnisse dieser Veranstaltungen sowie Wünsche und Ideen flossen in die Erstellung des Konzep-

tes ein. 
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2 Rahmenbedingungen und Ziele  

2.1 Bestandsaufnahme ð Status-Quo in Wiesbaden 

Wiesbaden, die Landeshauptstadt Hessens, befindet sich im Süden des Bundeslandes. Sie um-

fasst rund 20.300 Hektar Fläche und hat 290.6741 Einwohner. Die Stadt liegt zwischen dem 

Taunusgebirge im Norden und dem Rhein-Ufer im Süden. Gegenüber dem Rhein-Ufer liegt die rhein-

land-pfälzische Landeshauptstadt Mainz, die mit Wiesbaden ein länderübergreifendes Doppelzent-

rum bildet. Die Landeshauptstadt nimmt die Funktion eines Oberzentrums in der Metropolregion 

Frankfurt Rhein/Main ein. Mit dieser Funktion geht zudem eine ausgeprägte Verkehrsnachfrage 

einher. Dabei besteht eine hohe verkehrliche Vernetzung mit der Region und eine wirtschaftliche 

Abhängigkeit.  

Der Modal Split (vgl. Abbildung 1) in Wiesbaden ist durch einen hohen Anteil des motorisierten 

Individualverkehrs (MIV) gekennzeichnet. Dieser nimmt rund 48 % ein. Das gut ausgebaute Stra-

ßennetz mit zahlreichen Hautverkehrsstraßen und zwei Bundesautobahnen welche Wiesbaden 

durchlaufen, tragen dabei, neben den großen Pendlerströmen, zur intensiven Nutzung bei.  

 

Abbildung 1 Modal Split in Wiesbaden und anderen hessischen Großstädten (eigene Darstellung aus SrV 2013) 

Der städtische öffentliche Verkehr wird im Wesentlichen durch ein Bussystem erbracht. Ein schie-

nengebundener Innenstadtverkehr (S-Bahn, Straßenbahn) existiert bisher in Wiesbaden nicht. Es 

bestehen Initiativen für den Aufbau einer Citybahn, welche Wiesbaden mit der benachbarten Stadt 

Mainz verbinden soll. Der Radverkehr erreicht mit rund 6 % einen auffällig unterdurchschnittlichen 

Anteil. Die Ursachen dürften zum Teil in dem lückenhaften Radwegenetz begründet liegen.  

Die Innenstadt Wiesbadens, aber auch einige Außenbezirke, sind durch hohe Stickstoffdioxid-Im-

missionen (NO2) belastet. Die Messstationen an der Ringkirche in Wiesbaden sowie in der Schierst-

einer Straße überschreiten regelmäßig den NO2-Grenzwert für das Jahresmittel von 40 ǩg/mİ. Im 

Jahr 2018 lag, ungeachtet eines Rückgangs der Immissionswerte, der Jahresmittelwert an der Sta-

tion Ringkirche bei 47,6 ǩg/mİ und an der Station Schiersteiner Straße bei 46,9 ǩg/m32. Haupt-

verursacher dieser Situation ist maßgeblich der Straßenverkehr. 

                                                      

1 Amt für Statistik und Stadtforschung Wiesbaden 2019 

2 Hessisches Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie 2019 
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2.1.1 Pendlerverflechtung  

Die Auswertung der Pendlerverflechtung ist aus planerischen und verkehrspolitischen Gründen 

wichtig. Sie gibt Auskunft über den Arbeitsmarkt, die Trennung von Wohnort und Arbeitsort und die 

damit einhergehende Verkehrsnachfrage. Die Pendlerströme ermöglichen die Planung von Ver-

kehrsstrukturen sowie eine Diskussion über potentiellen Maßnahmen der Verkehrsentlastung oder 

dem bedarfsgerechten Ladeinfrastrukturausbau.  

Wiesbaden besitzt 106.702 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte. Mit 75.767 Einpendlern und 

48.408 Auspendlern verfügt die Stadt über einen positiven Pendlersaldo von + 27.359. Die Arbeits-

losenquote in Wiesbaden beträgt 6,2 % (Februar 2018) und liegt sowohl im Bundesvergleich 

(4,8 %) als auch im westdeutschen Vergleich (5,0 %) höher.3 Im Vergleich mit anderen hessischen 

Großstädten und der Stadt Mainz ist festzustellen, dass Wiesbaden mit 56,6 % die geringste Ein-

pendlerquote aufweist, gefolgt von der Stadt Kassel mit 57,9 %. In den Städten Frankfurt am Main, 

Mainz, Darmstadt und Offenbach werden über 60 % der Arbeitsplätze von Personen die ihren Woh-

nort außerhalb der Stadt haben eingenommen. 45,4 % der Wiesbadener Einwohner haben ihren 

Arbeitsplatz außerhalb der Stadt. Die Stadt Frankfurt am Main hat die geringste Auspendlerquote 

(32,0 %) im kommunalen Vergleich und Offenbach weist aufgrund der Nähe zu Frankfurt am Main 

die höchste Auspendlerquote mit 71,2 % auf (vgl. Tabelle 1).  

Tabelle 1: Vergleich der Ein-Auspendlerquote hessischer Großstädte und der Stadt Mainz 2018 4 

Einpendler nach Wiesbaden 

Die Städte und Gemeinden mit den höchsten Einpendlerzahlen liegen in einer Entfernung von 

30 km (vgl. Tabelle 2). Mit dem Auto sind diese Gemeinden/Städte innerhalb von maximal 40 Mi-

nuten (je nach Verkehrslage) erreichbar. Die Metropolregion Rhein-Main profitiert zudem von einer 

relativen guten schienengebundenen Verkehrsverbindung, die zeitlich oft mit dem Auto mithalten 

kann. Allerdings ist die Tür zu Tür Anbindung wohnortindividuell zu betrachten. 

Die meisten Einpendler kommen aus dem Rheingau-Taunus-Kreis (insgesamt 18.931), gefolgt von 

der Stadt Mainz (8.356) und dem Landkreis Mainz-Bingen (6.321). In der folgenden Tabelle sind 

diejenigen Gemeinden und Städte aufgeführt, aus denen mehr als 600 Einpendler stammen und 

die nicht mehr als 50 km Entfernung zurücklegen.  

 

                                                      

3 Bundesagentur für Arbeit 2018a, Stand 02.2018 

4 Bundesagentur für Arbeit 2018b, Stand 02.2018 

 
Frank-

furt a.M. 
Wiesbaden Mainz Darmstadt 

Kassel, 

Stadt 

Offenbach 

Stadt 

Beschäftigte am Arbeitsort 565.445 134.061 111.516 100.968 109.863 47.337 

davon Einwohner 202.995 58.294 41.249 31.224 46.258 14.688 

davon Einpendler 362.450 75.767 70.267 69.744 63.605 32.689 

       

Einpendlerquote (in %) 64,2 56,5 63,0 69,1 57,9 69,0 

Beschäftigte am Wohnort 297.062 106.702 81.537 60.564 71.656 51.081 

davon Einwohner 202.995 58.294 41.249 31.224 46.258 14.688 

davon Auspendler 95.074 48.408 40.288 29.340 25.398 36.393 

       

Auspendlerquote (in %) 32,0 45,4 49,4 48,4 35,4 71,2 
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Tabelle 2: Einpendler nach Wiesbaden5 

Gemeinde/Stadt 
Einpend-

ler 

Bundes-

land 
Kreis 

Entfer-

nung 
Zeit/Verkehrsmittel 

Mainz, Stadt 8.356 Rheinland-

Pfalz 

Mainz, kreisfreie 

Stadt 

8 km Auto (20 min)/Bahn (10 

min) 

Taunusstein, 

Stadt 

4.227 Hessen Rheingau-

Taunus-Kreis 

11 km Auto (16 min) 

Frankfurt a.M., 

Stadt 

3.872 Hessen Frankfurt a.M., 

Stadt 

30 km Auto (40 min)/ Bahn (43 

min) 

Eltville am Rhein, 

Stadt 

1.963 Hessen Rheingau-

Taunus-Kreis 

13 km Auto (17 min) 

Idstein, Hoch-

schulstadt 

1.541 Hessen Rheingau-

Taunus-Kreis 

19 km Auto (27 min) 

Hochheim am 

Main, Stadt 

1.430 Hessen Main-Taunus-

Kreis 

15 km Auto (17 min)/ Bahn (11 

min) 

Niedernhausen 1.404 Hessen Bad Kreuznach 15 km Auto (21 min)/ Bahn (1 h 

21 min) 

Hofheim am 

Taunus, Kreis-

stadt 

1.319 Hessen Main-Taunus-

Kreis 

20 km Auto (22 min)/ Bahn (1 h) 

Bad Schwalbach, 

Kreisstadt 

1.283 Hessen Rheingau-

Taunus-Kreis 

18 km Auto (25 min) 

Rüsselsheim am 

Main, Stadt 

1.270 Hessen Groß-Gerau 20 km Auto (22 min)/ Bahn (20 

min) 

Oestrich-Winkel, 

Stadt 

1.125 Hessen Rheingau-

Taunus-Kreis 

22 km Auto (23 min) 

Hünstetten 1.002 Hessen Rheingau-

Taunus-Kreis 

24 km Auto (28 min) 

Heidenrod 990 Hessen Rheingau-

Taunus-Kreis 

29 km Auto (30 min) 

Ginsenheim-Gus-

tavburg, Stadt 

880 Hessen Groß-Gerau 18 km Auto (19 min)/ Bahn (20 

min) 

Geisenheim, 

Hochschulstadt 

866 Hessen Rheingau-

Taunus-Kreis 

25 km Auto (26 min) 

Hohenstein 847 Hessen Rheingau-

Taunus-Kreis 

22 km Auto (28 min) 

Schlangenbad 816 Hessen Rheingau-

Taunus-Kreis 

10 km Auto (14 min) 

Walluf 816 Hessen Rheingau-

Taunus-Kreis 

10 km Auto (15 min) 

Ingelheim am 

Rhein, Stadt 

753 Rheinland-

Pfalz 

Mainz-Bingen 22 km Auto (23 min)/ Bahn (43 

min) 

Flörsheim am 

Main, Stadt 

697 Hessen Main-Taunus-

Kreis 

20 km Auto (25 min)/ Bahn (17 

min) 

Darmstadt, Wis-

senschaftsstadt 

668 Hessen Darmstadt, kreis-

freie Stadt 

47 km Auto (40 min)/ Bahn (43 

min) 

Auspendler aus Wiesbaden 

Die Mehrheit der Wiesbadener Auspendler fährt zur Arbeit in die Stadt Frankfurt am Main (12.132). 

Weitere häufige Ziele sind Mainz (8.701) und Rüsselsheim am Main (2.072). Dabei profitieren die 

Auspendler (wie die Einpendler) von der relativ guten Vernetzung in der Rhein-Main Region.  

Die häufigsten Ziele der Wiesbadener Auspendler sind überwiegend in einer Entfernung von 50 km 

erreichbar, Ausnahmen sind die Städte München und Berlin. 

                                                      

5 Bundesagentur für Arbeit 2018b, Stand 02.2018 
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In der folgenden Tabelle 3 sind absteigend die Auspendler-Ziele nach Gemeinden und Städte auf-

gelistet, die mindestens 400 Auspendler besitzen.  

Tabelle 3: Auspendler aus Wiesbaden6 

Gemeinde/Stadt Auspend-

ler 

Bundes-

land 

Kreis Entfer-

nung 

Zeit/Verkehrsmittel 

Frankfurt a.M., 

Stadt 

12.132 Hessen Frankfurt a.M., 

Stadt 

30 km Auto (40 min)/ Bahn 

(43 min) 

Mainz, Stadt 8.701 Rheinland-

Pfalz 

Mainz, kreisfreie 

Stadt 

8 km Auto (20 min)/ Bahn 

(10 min) 

Rüsselsheim am 

Main, Stadt 

2.072 Hessen Groß-Gerau 20 km Auto (22 min)/ Bahn 

(20 min) 

Hofheim am 

Taunus, Kreis-

stadt 

1.589 Hessen Main-Taunus-

Kreis 

20 km Auto (22 min)/ Bahn 

(1 h) 

Taunusstein, 

Stadt 

1.198 Hessen Rheingau-

Taunus-Kreis 

11 km Auto (16 min) 

Eschborn, Stadt 838 Hessen Main-Taunus-

Kreis 

33 km Auto (28 min)/ Bahn (1 h 

17 min) 

Darmstadt, Wis-

senschaftsstadt 

836 Hessen Darmstadt, kreis-

freie Stadt 

47 km Auto (40 min)/ Bahn 

(43 min) 

Eltville am Rhein, 

Stadt 

790 Hessen Rheingau-

Taunus-Kreis 

13 km Auto (17 min) 

Ginsheim-Gustav-

burg, Stadt 

779 Hessen Groß-Gerau 18 km Auto (19 min)/ Bahn 

(20 min) 

Hochheim am 

Main, Stadt 

648 Hessen Main-Taunus-

Kreis 

15 km Auto (17 min)/ Bahn 

(11 min) 

Ingelheim am 

Rhein, Stadt 

583 Rheinland-

Pfalz 

Mainz-Bingen 22 km Auto (23 min)/ Bahn 

(43 min) 

Walluf 503 Hessen Rheingau-

Taunus-Kreis 

10 km Auto (15 min) 

Neu-Isenburg, 

Stadt 

461 Hessen Landkreis Offen-

bach 

40 km Auto (35 min)/ Bahn 

(52 min) 

Idstein, Hoch-

schulstadt 

455 Hessen Rheingau-

Taunus-Kreis 

19 km Auto (27 min) 

München, Lan-

deshauptstadt 

409 Bayern München, Stadt 424 km Flug (1 h) 

Berlin, Haupt-

stadt 

407 Berlin Berlin 572 km Flug (1 h) 

 

2.2 Zielsetzungen formeller Planungsgrundlagen 

Elektromobilität bzw. das Elektromobilitätskonzept sollte nicht losgelöst von strategischen Pla-

nungsgrundlagen der Stadt entwickelt werden. Es muss eine Harmonisierung der vorhandenen 

Zielsetzungen erfolgen, um nachhaltig Elektromobilität zu integrieren. Das Konzept baut weitge-

hend auf vorhandenen Zielvorstellungen auf. 

Um den Klimaschutzzielen der Bundesregierung gerecht zu werden, die Lebensqualität in Wiesba-

den zu erhalten und zu verbessern, sowie auf zukünftige Veränderungen zu reagieren, bestehen 

Zielvorstellungen der LH Wiesbaden. Diese Ziele sind in einem integrierten Klimaschutzkonzept, 

einem integrierten Stadtentwicklungskonzept und einem Verkehrsentwicklungsplan konkretisiert. 

Zudem sind diese Konzepte in die Erstellung des Green City Masterplans ăWI-Connectò eingeflos-

sen.  

                                                      

6 Bundesagentur für Arbeit 2018b, Stand 02.2018 
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Das integrierte Klimaschutzkonzept soll Grundlage für die Umsetzung von Klimaschutzmaßnah-

men sein. Hierbei wird angestrebt bis zum Jahr 2050 nahezu klimaneutral zu sein. Als Zwischenziel 

bis zum Jahr 2030, sollen die CO2-Emissionen um 50 % gesenkt werden. Dabei werden im Ver-

kehrssektor die klassischen Ansätze von Verkehrsvermeidung, Verkehrsverlagerung und die Redu-

zierung der Emissionen der Fahrzeuge verfolgt. Vor allem durch die Förderung des Umweltverbun-

des sollen diese Ziele erreicht werden. Der Rad- und ÖPNV- Anteil soll um 10 % gesteigert werden 

und der Fußverkehr den Anteil des Jahres 2008 halten. Für Wiesbaden wurden fünf Handlungsan-

sätze formuliert, die den klimafreundlichen Verkehr fördern sollen: 

¶ Förderung des Rad- und Fußverkehrs, 

¶ Mobilitätsmanagement, 

¶ ÖPNV/inter- und multimodale Angebote, 

¶ klimafreundlicher MIV, 

¶ Organisation und Planungsprozesse. 

Das Stadtentwicklungskonzept ăWiesbaden 2030+ò ist ein informelles Planungsinstrument und 

soll die wichtigen Leitlinien für die Stadtentwicklung der kommenden 15 bis 20 Jahre beschreiben 

und dabei eine Basis für weitere Planungen und Projekte bilden. Im Zusammenspiel mit Politik, 

Verwaltung und Bürgern wurden Qualitätsziele sowie Szenarien entwickelt, welche in die Konzept-

entwicklung eingeflossen sind. Aus den inhaltlichen Entwicklungsmöglichkeiten können folgende 

Qualitätsziele der Mobilität in Wiesbaden entnommen werden: 

¶ Mobilität im Einklang mit der Stadtentwicklung, 

¶ Umweltverbund ausbauen und Nahmobilität stärken, 

¶ Effektive sowie stadtverträgliche Abwicklung des Wirtschaft- und Pendelverkehrs 

¶ Umwelt- und klimafreundliche Verkehrsentwicklung - Ausbau des ÖPNV-Angebotes, alter-

native Angebote wie Carsharing stärker etablieren, 

¶ Verkehrssicherheit und Sicherheitsgefühl verbessern. 

Der Verkehrsentwicklungsplan wird seit 2015 neu erarbeitet. Zunächst wurden Teilbereiche zur 

Bestandanalyse vorgelegt. Die Ergebnisse des Analyseberichts sind Grundlage für die Formulierung 

von Entwicklungszielen im Zusammenspiel mit dem integrierten Stadtentwicklungskonzept ăWies-

baden 2030+ò. Aus der Bestandsanalyse und den darin festgestellten Schwªchen und Potentialen, 

können grobe Zielsetzungen ableitet werden. Insgesamt bildet sich ein ähnlicher Fokus wie in den 

vorangegangenen Konzepten ab. Einige Zielvorstellungen lassen sich wie folgt entnehmen: 

¶ Verbesserung und Vernetzung ÖPNV (vor allem mit Rad, aber auch MIV und Schienennah-

verkehr) sowie Verlagerung MIV, 

¶ Fuß- und Radverkehr fördern, Radverkehrskonzept umsetzen, 

¶ ÖV-Beschleunigung und mehr Direktverbindungen (zu Hbf und östliche Stadtteile), 

¶ Verkehrsmittelübergreifende Steuerungs- und Informationsplattform, 

¶ Verringerung Parkdruck in Wohngebieten und öffentlichen Straßen, 

¶ Beseitigung Schwachstellen im Straßennetz, Reduzierung der hohen Verkehrsbelastung, 

¶ Umweltverträgliche Organisation der Anlieferungssituation, 

¶ Zielorientiertes Mobilitätsmanagement für bestimmte Nutzergruppen, 

¶ Vermittlung Mobilitätsinformationen und -marketing, 

¶ Ausbau alternativer Angebote (Bikesharing, Carsharing). 

Im Zeitraum von Januar bis Juli 2018 erfolgte die Erstellung des Green City Masterplans ăWI-

Connectò. Der Masterplan wurde im Rahmen des Sofortprogrammes ăSaubere Luft 2017-2020ò 

des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) erstellt und gefördert. Er baut 

auf den vorangegangenen Konzepten auf. Ausgangspunkt für die Erstellung des Konzeptes waren 

die fortlaufenden Überschreitungen der Stickstoffdioxid-Jahresmittelwerte (NO2) und die dadurch 
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drohenden Fahrverbote für (Diesel-)Fahrzeuge in der LH Wiesbaden. Die Fahrverbote hätten jedoch 

wesentliche Folgen auf u.a. den Wirtschafts-, Tourismus- oder den Versorgungs- und Entsorgungs-

verkehr. Da der KFZ-Verkehr überproportional an den Emissionen in der Stadt verantwortlich ist, 

wird eine Verkehrs- und Mobilitätswende angestrebt. Konkret wird dieses Ziel im Masterplan durch 

die fünf großen Maßnahmenbündel in die Themen: 

¶ Digitalisierung des Verkehrs, 

¶ Vernetzung im ÖPNV, 

¶ Radverkehr, 

¶ Elektrifizierung des Verkehrs und  

¶ urbane Logistik unterteilt. 

 

Die Digitalisierung nimmt aufgrund der kommunikativen und zusammenführenden Funktion eine 

themenübergreifende Stellung ein. Der Ausbau und die Vernetzung des ÖPNV sowie der Radwege- 

und Abstellinfrastruktur, soll der ÖV attraktiver gestaltet und somit häufiger genutzt werden. Im 

Themenbereich ăElektrifizierung des Verkehrsò mºchte Wiesbaden die Elektromobilitªt besonders 

im ÖPNV stärken. So wird die gesamte Busflotte der ESWE Verkehr auf Elektrobusse umgestellt. 

Ebenfalls wird der Aufbau einer flächendeckenden, bedarfsgerechten Ladeinfrastruktur (LIS) als 

Voraussetzung für die Umstellung auf Elektromobilität geschaffen. Im Schwerpunkt Urbane Logistik 

soll das Lieferverkehrsaufkommen in Wiesbaden reguliert werden um u.a. die Verkehrsbelastung 

zu reduzieren, Emissionen zu minimieren und Kosten einzusparen.  

Zusammenfassend lässt sich aus den Zielsetzungen der vorangegangenen Konzepte ein recht kla-

res Vorhaben für Wiesbaden in den kommenden Jahren ableiten. Mit Blick auf den Erhalt der Le-

bensqualität und einer Reduzierung von Emissionen welche durch den Straßenverkehr bedingt 

sind, ist eine Mobilitätswende notwendig. Die Qualitäts- und Attraktivitätssteigerung des öffentli-

chen Personenverkehrs (ÖPV) soll wesentlich dazu beitragen den Umweltverbund zu stärken und 

den hohen MIV-Anteil senken. Darüber hinaus werden für eine nachhaltige Verkehrsentwicklung 

neue, innovative Ansätze benötigt. 

2.3 Beteiligungskonzept und politische Rahmenbedingungen 

Für die Erstellung des Elektromobilitätskonzeptes wurden im Rahmen des Projektes mehrere Work-

shops mit der Verwaltung der LH Wiesbaden durchgeführt. Die ersten Veranstaltungen hatten zu-

nächst einen sensibilisierenden Charakter. Es wurden erste Prognosen präsentiert, Schwerpunkte 

vorgestellt und Herausforderungen identifiziert. In den weiteren Workshops wurden dann konkrete 

Themenfelder bearbeitet. Darunter zählte u.a. das Identifizieren von Zuständigkeiten für die Erar-

beitung eines einheitlichen Genehmigungsprozesses. Dabei ging es darum, wie mit LIS in dichtbe-

bauten Gebieten umgegangen werden soll und mit welchen Instrumenten der LIS-Ausbau und die 

Elektromobilität nachhaltig gefördert werden können. Die Ämter der LH Wiesbaden sollten bei der 

Erstellung des Maßnahmenplans mitwirken, damit eine Motivation entsteht, um die gesammelten 

Ideen und Wünsche auch projektunabhängig voranzutreiben. 

Die Beteiligung regionaler Akteure in der LH Wiesbaden sowie die Berücksichtigung ihrer prakti-

schen Erfahrungen ermöglichten eine umsetzungsorientierte Erstellung des Elektromobilitätskon-

zeptes. Die Einbindung der Bürger ist dabei ein essentieller Schritt. Daher wurde im August 2018 

ein Bürgerworkshop durchgeführt, bei dem erste Arbeitsergebnisse vorgestellt und diskutiert wur-

den. Herausforderungen, Ideen sowie Aufforderungen an Politik und Verwaltung wurden bespro-

chen und aufgenommen. Im Februar 2019 erfolgte ein weiterer Akteursworkshop mit Unternehmen 

und Institutionen der LH Wiesbaden. Dabei ging es vor allem um Wissensaustausch, Vernetzung 

sowie Impulssetzung zum Thema Elektromobilität. Die Wünsche und Ideen der Akteure wurden 

erfasst.  

Auf die jeweils abgeleiteten Umsetzungsstrategien aus den Workshops wurde bei der Erstellung 

des Konzeptes sowie bei der Festlegung von Handlungsempfehlungen bzw. Maßnahmen Bezug 
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genommen. Die vollständige Dokumentation der Workshops in Form eines Protokolls liegt dem 

Auftraggeber separat vor. Zusammenfassend ist festzuhalten, dass den Bürgern, Initiativen und 

Unternehmen in Wiesbaden ein kohärentes Mobilitätsleitbild mit einer besseren Vernetzung der 

einzelnen Verkehrssysteme fehlt, das Elektromobilität beinhaltet.  

Am 6. September 2018 wurde von der Stadtverordnetenversammlung der LH Wiesbaden das So-

fortpaket für den Luftreinhalteplan zur Abwendung eines Dieselfahrverbots für die Landeshaupt-

stadt Wiesbaden7 beschlossen. Der Beschluss des Dieselfahrverbotes erfolgte aufgrund einer 

Klage des Verkehrsclubs Deutschland e.V. und der Deutschen Umwelthilfe e.V. wegen Überschrei-

tungen der Grenzwerte der 39. BImSchV. Neben der Elektrifizierung der kompletten Busflotte 

wurde das Ziel einer Erhöhung des Anteils elektrischer Antriebe im motorisierten Individualverkehr 

(MIV) formuliert. Dies soll u.a. durch die Elektrifizierung des städtischen Fuhrparks (Dezernate, Äm-

ter, Ver- und Entsorgungsbetriebe), eine Privilegierung von privaten E-Fahrzeugen beim Parken und 

den bedarfsgerechten Ausbau von Ladeinfrastruktur erreicht werden. 

2.4 Rolle der Elektromobilität  

Die Elektromobilität kann einen erheblichen Beitrag leisten, um die Ziele hinsichtlich des Klima-

schutzes und der Klimafreundlichkeit des MIVs auf lokaler Ebene zu erreichen. Auch im Bereich 

des Umweltverbundes und insbesondere des ÖPNVs mit der Elektrifizierung des Busbereiches, bie-

tet die Elektromobilität Möglichkeiten einzelne Zielsetzungen zu erreichen.  

Dabei kann die Stadt im Bereich des MIVs selbst nur einen sehr geringen Beitrag durch den Betrieb 

der eigenen, im Vergleich zur Gesamtanzahl aller Fahrzeuge in Wiesbaden nur in geringer Anzahl, 

vorhanden Fahrzeugen leisten. Vielmehr müssen die Rahmenbedingungen so gestaltet und unter-

stützt werden, dass Bürger, Pendler und Unternehmen ein attraktives Umfeld für Elektromobilität 

vorfinden. Dieses attraktive Umfeld muss insbesondere in der Phase des Markthochlaufes eine 

Attraktivität bieten, welche durch die Fahrzeugauswahl und deren Kaufpreise aktuell nicht oder nur 

im geringen Umfang vorhanden sind. Außerdem ist sicherzustellen, dass Elektromobilität, auch 

nach dem Markthochlauf bei größerer Anzahl von Fahrzeugen, funktioniert und dabei nicht zu einer 

Zunahme des MIV zu Lasten der präferierten Verkehrsmittel führt. Hierbei soll insbesondere ein 

Rebound Effekt vermieden werden, der Bürger vom Umweltverbund zu Elektro-MIV führt und folg-

lich zur Zunahme des MIVs. 

 

Abbildung 2 Zusammenspiel Zielsetzungen 

 

 

                                                      

7 vgl. Stadtverordnetenversammlung LH Wiesbaden (2018): Beschluss Nr. 0379 vom 06.09.2018 
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Die wesentliche Zielsetzung soll die Reduzierung des MIV durch Stärkung und Ausbau des Umwelt-

verbundes sein. Dabei lassen Ziele wie die Förderung eines klimafreundlichen MIV oder innovativer 

Technologien einen direkten Bezug zur Elektromobilität zu. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass 

Elektromobilität nicht einfach den Austausch von konventionellen gegen elektrische PKWs bedeu-

tet. Elektroautos können Teil eines nachhaltigen Mobilitätsmanagements in Unternehmen sein 

oder durch die Etablierung von E-Carsharing das ÖPNV-Angebot erweitern. 

Der öffentliche Personenverkehr hat eine wesentlich höhere Kapazität und kann folglich mehr Per-

sonen aufnehmen. Er ist somit effizienter und nimmt weniger Fläche ein. Eine Verlagerung des MIV 

auf den ÖV bewirkt einen erheblichen Beitrag, Schadstoffemissionen zu senken und die Lebens-

qualität in der Stadt zu erhöhen. Ein gewisser Bedarf an individueller Mobilität besteht immer, das 

Mobilitätsverhalten befindet sich jedoch im Wandel. Um eine klimaneutrale und weitgehend schad-

stofffreie Stadt zu schaffen, muss neben intelligenten multimodalen Verkehrsangeboten ebenso 

die Energieeffizienz individueller Verkehrsträger verbessert werden. Hierbei stellt Elektromobilität 

im Zusammenspiel mit der Reduzierung des MIV und dem Ausbau des Umweltverbundes eine Teil-

lösung dar (vgl. Abbildung 2).  
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3 Anforderungen an Ladeinfrastruktur 

Eine Ladung von Elektrofahrzeugen ist prinzipiell an jeder abgesicherten Steckdose möglich. Die 

Ladezeiten an normalen Steckdosen sind jedoch vergleichsweise lang, die Stromabrechnung bei 

fremdem Strom ist ungeklärt, die Zugänglichkeit an Stellplätzen eingeschränkt und die Bedienbar-

keit, bspw. durch die Nutzung eigener Kabel, nicht komfortabel. Daher stellt ein Laden an der nor-

malen Steckdose keine adäquate Möglichkeit sowohl im öffentlichen als auch im privaten Bereich 

dar. Wallboxen oder Ladesäulen, die (oft) mit angeschlagenen Kabel ausgerüstet sind, stellen eine 

praxistaugliche Ladeinfrastruktur dar. 

Im Gegensatz zu konventionellen Fahrzeugen mit Verbrennungsmotor, können Elektrofahrzeuge 

während der Standzeiten, die sich aus dem Mobilitätsverhalten ergeben, geladen werden. Da PKW 

im Schnitt ca. 23 von 24 Stunden täglich stehen, ergibt sich ein hohes Ladepotential. Damit unter-

scheidet sich das Ladeverhalten vom Tankverhalten deutlich, da jede Standzeit genutzt werden 

kann, um Strom zu laden. Dies gilt auch, wenn eine Ladung, aufgrund eines für die nächsten Fahr-

ten noch ausreichenden Ladestands der Batterie, nicht notwendig ist. Ein Anfahren einer separaten 

Örtlichkeit (Tankstelle) ist nicht erforderlich, wenn im normalen Tagesablauf Ladeinfrastruktur an 

den Stellplätzen vorhanden ist. Ist dies bei einem potentiellen Interessenten nicht der Fall, so führt 

ein Elektrofahrzeug zu einem höheren koordinativen Aufwand, um die Ladevorgänge zu planen. 

Eine Lademöglichkeit am Wohnungsstellplatz oder beim Arbeitgeber stellt für die meisten Elektro-

fahrer die Basisversorgung und meist die Voraussetzung für die Entscheidung für ein Elektroauto 

dar. 

Öffentliche Ladeinfrastruktur ist für Einwohner ohne Lademöglichkeit zu Hause und beim Arbeitge-

ber relevant und dient ebenso dem Gelegenheitsladen sowie zur Reichweitenertüchtigung auf Rei-

sen mit hohen Distanzen. Dabei ist zu beachten, dass die Ladezeiten deutlich über den Tankzeiten 

liegen und damit öffentliche Ladeinfrastruktur möglichst an Verkehrswegen oder hochfrequentier-

ten Zielen mit passenden Standzeiten liegt. Eine komplette Abdeckung aller möglichen Fahrtziele 

mit längeren Standzeiten wird nicht möglich und sinnvoll sein. 

3.1 Begriffsklärung und Differenzierung von Ladeinfrastruktur 

3.1.1 Ladestationen und Ladepunkte 

Hinsichtlich der Verfügbarkeit von Ladeinfrastruktur muss zwischen mehreren Betrachtungseben 

differenziert werden: 

¶ Die räumliche Verfügbarkeit ist (weitgehend) unabhängig von der Anzahl der Lademöglich-

keiten an einem Ort. Die Entfernung zur nächsten Lademöglichkeit, unter Einbeziehung ty-

pischer Routen, ist die entscheidende Größe. 

¶ Verschiedene Ladestandards und deren Ladepunkte an einem Ort führen nicht zu einer 

besseren Verfügbarkeit oder Abdeckung für ein einzelnes Fahrzeugmodell.  

¶ Quantitative Verfügbarkeiten (mehrere parallele Lademöglichkeiten) sind für Auslastungs-

betrachtungen relevant, müssen jedoch auch bei maximaler Auslastung parallel nutzbar 

sein. 

Um eine Abgrenzung der Begrifflichkeiten zu ermöglichen, werden diese nachfolgend definiert. 

Eine Ladestation ist eine Örtlichkeit, an der ein Ladevorgang möglich ist. Die Anzahl der Ladestati-

onen ist gleichzusetzen mit der Anzahl der Standorte (Adressen) im betrachteten Gebiet. Eine hohe 

Anzahl an Ladestationen ist nicht gleichzusetzen mit einer guten räumlichen Erschließung. Diese 

Aussage bedarf einer Betrachtung der weiteren Ladestationen im Umfeld. 
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An einer Ladestation können sich mehrere Ladesäulen befinden. Ladesäulen sind elektrische An-

lagen, an denen die Fahrzeuge angeschlossen und geladen werden können. Eine Ladesäule kann 

einen oder mehrere Ladepunkte umfassen.  

Als Ladepunkt wird die Steckdose (Ladestecker) an der Ladesäule bezeichnet. Bei Ladepunkten 

muss zwischen den verfügbaren Ladestandards8 und den (technisch) gleichzeitig nutzbaren Lade-

punkten unterschieden werden9. Im Bereich des Schnellladens entspricht die Anzahl der gleichzei-

tig nutzbaren Ladepunkte zumeist der Anzahl der Ladesäulen an einem Standort. Aus der Anzahl 

der gleichzeitig nutzbaren Ladepunkte an einer Ladestation lassen sich Aussagen zu ihrer Kapazi-

tät ableiten. Je höher die Anzahl der gleichzeitig nutzbaren Ladepunkte an einer Ladestation, desto 

mehr Fahrzeuge können gleichzeitig an einem Ort laden und entsprechend höher ist die Kapazität 

der Ladestation. 

Eine hohe Anzahl an Ladepunkten lässt auf eine gute Kapazität am Standort schließen. Für eine 

größere Anzahl von Ladestationen, bspw. im Kreisgebiet, ist dies jedoch nicht zwingend der Fall. 

Rückschlüsse auf die Verteilung der Ladepunkte können daraus nicht gezogen werden, da eine 

hohe Konzentration an einem oder mehreren Ladestationen gegeben sein kann.  

Zusammenfassend werden die Begriffe kurz dargestellt: 

¶ Ladestationen sind Örtlichkeiten im Betrachtungsgebiet, an denen eine Lademöglichkeit 

für Elektrofahrzeuge vorhanden ist. Eine Ladestation kann eine oder mehrere Ladesäulen 

umfassen. 

¶ Ladesäulen sind elektrische Anlagen, an denen die Fahrzeuge über Ladepunkte durch Ein-

stecken angeschlossen und geladen werden. Sie können einen oder mehrere Ladepunkte 

umfassen. 

¶ Ladepunkte sind Steckdosen oder bei angeschlagenen Kabeln Ladestecker, unabhängig 

vom Standard und der Möglichkeit einer gleichzeitigen Nutzung10. 

¶ Gleichzeitig nutzbare Ladepunkte stellen die maximale Kapazität einer Ladestation dar.  

 

Für unterschiedliche Fahrzeugtypen ergeben sich nach den jeweils unterstützten Ladestandards 

unterschiedliche Anzahlen von nutzbaren Ladestationen und gleichzeitig nutzbaren Ladepunkten. 

Standardisierungen sind demnach relevant bzw. es bedarf Multiladern, die möglichst alle Lade-

standards unterstützen. Nur dann können fahrzeugtypübergreifende Aussagen zur Abdeckung und 

Kapazität getroffen werden. Beispielhaft sei angeführt, dass einige Schnelllader nur den europäi-

schen Ladestandard CCS (Combined Charging System) unterstützen. Ein Laden für CHAdeMO-Fahr-

zeuge (Charge de Move), die nennenswert am Markt vertreten sind und auch bei den Neuzulassun-

gen relevante Anteile aufweisen, ist dort nicht möglich.  

Bei der folgenden Ergebnisinterpretation muss demnach zwischen der räumlichen Abdeckung und 

der Kapazität der Ladestation differenziert werden. Den Kapazitäten wird jedoch erst in den weite-

ren Stufen des Markthochlaufs ab ca. 2022/23 eine hohe Relevanz zukommen, wobei dann auch 

Reservierung und Vorbuchung an Bedeutung gewinnen, um Peaks zu verlagern und mit weniger 

Infrastruktur zu bedienen. Im Markthochlauf ist zunächst die räumliche Erschließung relevant. Da-

her wird nachfolgend hauptsächlich auf der Anzahl der Ladestationen referenziert. 

                                                      

8  In den meisten Fällen bietet ein Duallader einen CCS-Ladepunkt und einen CHAdeMO-Ladepunkt an. Hinsichtlich der Ladestandards  

bedeutet das für den Nutzer einen verfügbaren Ladepunkt, da sein Fahrzeug entweder CCS oder CHAdeMO unterstützt. 

9  Ein Duallader bietet zwei Ladepunkte, von denen (aus technischen Gründen) zeitgleich nur ein Ladepunkt nutzbar ist (zwei sequentiell 

nutzbare Ladepunkte, ein gleichzeitig nutzbarer Ladepunkt).  

10   eba. 
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3.1.2 Ladeleistung 

Die am Ladepunkt verfügbare Ladeleistung bedingt die Dauer eines Ladevorganges. Je höher die 

Ladeleistung, desto schneller ist die Ladung der Batterie bis zu einem bestimmten Füllstand er-

reich. Folgende Differenzierung wird vorgenommen:  

¶ Normalladen mit Wechselstrom (AC) mit einer Ladeleistung von 3,7 bis 43 kW, 

¶ Schnellladen mit Gleichstrom (DC), meist mit einer Ladeleistung von aktuell 50 kW bis zu-

künftig 150ð350 kW11. 

Neben der verfügbaren Ladeleistung am Ladepunkt ist ebenfalls relevant, welche Leistung auf Sei-

ten des Fahrzeuges unterstützt wird. Fahrzeuge, die nur einphasig bis 4,6 kW laden können, kön-

nen auch an einem Ladepunkt mit 22 kW verfügbarer Ladeleistung nicht mit mehr als 4,6 kW la-

den. 

3.1.3 Eigentumsverhältnis 

Die Zugänglichkeit von LIS für die Nutzer ist u.a. von den Eigentumsverhältnissen an der Fläche 

abhängig, auf der die Ladestation errichtet wurde (vgl. Abbildung 3). Differenziert werden können 

die folgenden Eigentumsverhältnisse: 

¶ Privater Grund: meist Wallboxen am Stellplatz/Carport auf dem privaten Grundstück oder 

beim Arbeitgeber 

¶ Öffentlicher Grund: LIS im öffentlichen Straßenraum, für jeden ohne zeitliche und physi-

sche Einschränkung zugänglich 

¶ Halböffentlicher Grund: private Flächen, die für jeden zugänglich sind, teilweise mit zeitli-

chen Einschränkungen 

 

Abbildung 3: Kategorisierung LIS12  

                                                      

11 Da LIS immer zu den technischen Standards der Fahrzeuge passen muss und in diesem Bereich aktuell noch viel Forschungsarbeit  

  geleistet wird, sind zukünftige Entwicklungen, vor allem im Schnellladebereich, noch nicht mit Gewissheit vorherzusehen. 

12 vgl. Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 2014  
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3.1.4 Zweck der Ladung 

Der Zweck der Nutzung ist abhängig vom SoC13 bzw. der Notwendigkeit der Ladung zur Strecken-

absolvierung und von der Aktivität am Ladeort (Zwischenstopp oder Zielort).  

Zusammengefasst können folgende Arten des Ladens mit dem jeweiligen Zweck der Ladung eruiert 

werden: 

¶ Schnellladen ð Streckenabsolvierung; Ladevorgang zwingend erforderlich, um die Fahrt 

fortsetzen zu können, 

¶ Gelegenheitsladen ð Laden, wenn sich die Gelegenheit aus dem Mobilitätsverhalten ergibt; 

keine Notwendigkeit vorhanden, 

¶ Laden am Zielort ð Notwendigkeit des Ladevorganges abhängig von der zurückgelegten 

Strecke; an Herbergen und Unterkünften meist notwendig, 

¶ Privates Laden ð zur Deckung des primären Ladebedarfes; zu Hause oder beim Arbeitge-

ber. 

 

3.1.5 Nutzergruppen 

Um LIS bedarfsgerecht zur Verfügung stellen zu können, müssen die Zielgruppen analysiert wer-

den. Die Nutzergruppen unterscheiden sich nach ihren Anforderungen an die LIS, ihrem Mobilitäts- 

und Ladeverhalten sowie ihrer Zahlungsbereitschaft (vgl. Tabelle 4). Folgende Nutzergruppen kön-

nen differenziert werden. 

  

                                                      

13 Ladestand der Batterie (State of Charge) 
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Tabelle 4: Nutzergruppen 

 Bürger Pendler Gäste & Touristen Geschäftsreisende 

Charakteristik i.d.R. private LIS 

vorhanden  

i.d.R. private LIS 

zu Hause oder 

beim AG vorhan-

den  

bewegen sich au-

ßerhalb der Hei-

mat, Verfügbarkeit 

und Zugänglich-

keit von Lademög-

lichkeiten in der 

Region essentiell 

bewegen sich 

außerhalb der Hei-

mat, Verfügbarkeit 

und Zugänglich-

keit von Lademög-

lichkeiten in der 

Region essentiell  

Zahlungsbereit-

schaft 

Stromkosten die-

nen als Referenz 

für die Zahlungs-

bereitschaft an al-

ternativen Lade-

möglichkeiten 

Stromkosten die-

nen als Referenz 

für die Zahlungs-

bereitschaft an al-

ternativen Lade-

möglichkeiten 

höher Zahlungs-

bereitschaft durch 

Urlaubsmodus 

Hoch, Zahlungs-

bereitschaft, Zeit 

als entscheiden-

der Faktor 

Mobilitätsverhal-

ten 

kurze Arbeitswege, 

Besorgungs- und 

Freizeitwege, Ho-

len und Bringen, 

Ausflüge am Wo-

chenende 

wie Bürger, jedoch 

mit langen Arbeits-

wegen, ggf. Abstel-

len des PKW an 

P+R-Parkplätzen 

langer Anreiseweg, 

kurze Wege inner-

halb der Urlaubs-

region für Besor-

gungen, Restau-

rantbesuche etc., 

lange Wege bei Ta-

gesausflügen 

lange Anreisewege 

und kurze Aufent-

haltsdauer (meist 

über Nacht) in der 

Region, direkte 

Fahrt zur Unter-

kunft und zum Ter-

min 

Ladeverhalten regelmäßiges La-

den zu Hause, Ge-

legenheitsladen 

auf täglichen We-

gen, Schnellladen 

im Urlaub, bei lan-

gen Wochenend-

ausflügen oder 

Spontanfahrten 

tägliches Laden 

beim AG oder zu 

Hause, ggf. am 

P+R-Parkplatz, Ge-

legenheitsladen 

auf täglichen We-

gen, Schnellladen 

im Urlaub, bei lan-

gen Wochenend-

ausflügen oder 

Spontanfahrten 

Laden am Zielort 

an der Unterkunft, 

Schnellladen bei 

langen Fahrten, 

Gelegenheitsladen 

bei Zwischen-

stopps, bspw. im 

Café 

Laden am Zielort 

an der Unterkunft, 

Schnellladen bei 

langen Fahrten, 

ggf. Laden beim 

Unternehmen (AG) 

Zur Erfüllung der Anforderungen müssen diese Aspekte bei der Wahl der Ladeorte und Ausgestal-

tung der Ladeinfrastruktur beachtet werden. Es ergibt sich jedoch keine separate LIS für einzelne 

Zielgruppen. Einige Standorte werden einen großen Anteil bestimmter Zielgruppen bedienen, soll-

ten jedoch immer auch attraktive Möglichkeiten für die anderen Zielgruppen bieten, um durch un-

terschiedliche zeitliche Inanspruchnahmen bessere Auslastungen im Tagesverlauf zu erreichen. 

3.1.6 Ladeorte 

Neben einer Basisabdeckung durch Schnellladeinfrastruktur ist die Flächenerschließung durch 

Normalladeinfrastruktur, insbesondere im Markthochlauf, von Bedeutung. Eine wichtige Destina-

tion für die Bereitstellung von ausreichend Lademöglichkeiten in der Fläche stellen halböffentliche 

Flächen dar. Insbesondere Einzelhändler, Gastronomie/Hotellerie und Freizeiteinrichtungen bieten 

aufgrund folgender Faktoren ideale Voraussetzungen für Ladeinfrastruktur: 

¶ häufiges Ziel mit passenden Standzeiten für einen Ladevorgang und Bereitschaft der Nut-

zer, diesen durchzuführen (> 15 min)14, 

¶ meist große Flächenverfügbarkeiten, 

¶ Ladeinfrastruktur stellt nicht das Kerngeschäftsmodell dar, welches kaum eine Refinanzie-

rung im Bereich des Normalladens erwarten lässt,  

                                                      

14 Laden wird mit Aktivitäten im Tagesverlauf verbunden, z.B. Laden während des Einkaufens.  
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¶ teilweise hohe Kundenfrequenz bei Einzelhändlern, die sonst kaum gegeben ist und ggf. 

langfristig sogar ein Geschäftsmodell ermöglichen würden,  

¶ Gegenfinanzierung durch Kundengewinnung und längere Aufenthaltsdauer im Geschäft. 

Für den Markthochlauf der Elektromobilität bieten diese Standorte einen entscheidenden Vorteil. 

Durch die Frequentierung der halböffentlichen Flächen wird eine hohe Sichtbarkeit im Sinne der 

Wahrnehmung ermöglicht. 

Lademöglichkeiten bei Arbeitgebern kommt eine ähnlich hohe Relevanz wie der Ladeinfrastruktur 

zu Hause zu. Da diese Lademöglichkeiten eine verbindliche Verfügbarkeit aufweisen, können sie 

den privaten Ladepunkt substituieren. Das Fahrzeug steht lange dort und kann bei Überkapazitä-

ten beispielsweise aus PV oder einem Blockheizkraftwerk geladen werden. Da die Arbeitszeiten 

üblicherweise in der Hauptproduktionszeit für PV-Anlagen liegen, ergibt sich daraus eine sinnhafte 

Anwendung. Für den Arbeitgeber ist die Abgabe an den Arbeitnehmer aktuell steuerfrei möglich. 

3.2 Anforderungen 

Die Anforderungen an LIS gehen, neben dem Mobilitätsverhalten der Nutzer, aus weiteren Einfluss-

faktoren wie bspw. der für den Betreiber notwendigen Wirtschaftlich- bzw. Vorteilhaftigkeit oder 

dem festgesetzten Rechtsrahmen hervor (Abbildung 4). 

 

Abbildung 4: Einflussfaktoren für Anforderungen an Ladeinfrastruktur 

Zur Einordnung der Relevanz von (halb-)öffentlicher LIS zur Bedarfsdeckung kann anhand durch-

schnittlicher Jahresfahrleistungen von PKW eine grobe Abschätzung der notwendigen LV vorge-

nommen werden. Da Elektromobilitätsnutzer aktuell tendenziell höhere Fahrleistungen als der bun-

desdeutsche Durchschnitt aufweisen, erfolgt auch eine Betrachtung der notwendigen LV bei Viel-

fahrern. Tabelle 5 zeigt, differenziert nach den Akkukapazitäten der Fahrzeuge und den daraus 

resultierenden Reichweiten, die Anzahl an Ladevorgängen pro Fahrzeuge pro Woche, die zur Be-

darfsabdeckung notwendig sind. Unter der Annahme, dass die Fahrzeuge durchschnittlich 

20 kWh/100  km verbrauchen und der Akku vor jedem LV komplett entladen wird, ergeben sich, je 

nach Jahresfahrleistung und Akkukapazität, zwischen einem und vier zwingend erforderlichen La-

devorgängen pro Woche. Werden Ladeverluste berücksichtigt und die Tatsache, dass jeweils eine 

Restkapazität von ca. 20 % in der Batterie verbleibt, ergibt sich jeweils etwa 1 LV mehr pro Woche. 
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Tabelle 5: Anzahl notwendiger Ladevorgänge zur Bedarfsdeckung 

Akkukapazität in 

kWh 

Reichweite in 

km 

Jahresfahrleistung in km 

Durchschnittliche Fahrleistung 

13 92215 

Vielfahrer 

20 000 

Ladevorgänge pro Woche 

20 100 3 4 

30 150 2 3 

40 200 1 2 

50 250 1 2 

60 300 1 1 

70 350 1 1 

80 400 1 1 

An welcher LIS (privat/Arbeitgeber/(halb-)öffentlich) diese Ladevorgänge durchgeführt werden, un-

terscheidet sich je nach Verfügbarkeit von LIS am Wohnort und beim Arbeitgeber, dem persönli-

chen Mobilitätsverhalten sowie der Attraktivität öffentlicher LIS im Umfeld. In der Praxis werden 

hinsichtlich der absoluten Anzahl jedoch deutlich mehr Ladevorgänge durchgeführt als notwendig 

sind. Es finden demnach nicht immer Vollladungen des Akkus statt. Dies ergibt sich daraus, dass 

Ladevorgänge an (halb-)öffentlicher LIS aus dem alltäglichen Mobilitätsverhalten heraus durchge-

führt werden und vorrangig als Gelegenheitsladen stattfinden. Abbildung 5 zeigt exemplarisch das 

Mobilitätsverhalten einer Vollzeit beschäftigten Person mit Kind und die sich daraus ergebenden 

Standzeiten des PKW. Lange Standzeiten und damit einhergehend Möglichkeiten zur Ladung, er-

geben sich demnach vorrangig am Wohnort und bei der Arbeit. Kürzere, für Ladevorgänge dennoch 

relevante Standzeiten ergeben sich in der Freizeit bspw. beim Besuch von Freunden, bei Freizeit-

aktivitäten, bspw. Kinobesuchen oder beim Einkaufen. 

 

Abbildung 5: Lademöglichkeiten im natürlichen Bewegungsprofil einer Person, werktags 

Aus dem im Vergleich zum Tankverhalten differenzierten Ladeverhalten ergeben sich neue Anfor-

derungen an die Infrastruktur. 

                                                      

15 Entspricht lt. KBA der durchschnittlichen Jahresfahrleistung von PKW in Deutschland im Jahr 2017 
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3.2.1 Anforderungen aus Nutzersicht 

In einer Studie der Begleit- und Wirkungsforschung Elektromobilität aus dem Jahr 2016 wurden 

Nutzer von Elektrofahrzeugen hinsichtlich ihrer Einschätzung und Nutzung von LIS sowie ihrem La-

deverhalten befragt16. Die Ergebnisse spiegeln die Anforderungen an LIS aus Nutzersicht wider und 

werden nachfolgend dargestellt. 

Die Positionierung von Ladestationen im (halb-)öffentlichen Raum ist vor allem an Orten des alltäg-

lichen Bedarfs mit Beschäftigungsmöglichkeiten im Umfeld sowie an stark frequentierten Straßen 

sinnvoll. Die Lage der Ladestation muss für den Nutzer einfach aufzufinden sein, bspw. durch ent-

sprechende Hinweisschilder. Darüber hinaus sollten die Ladestationen ohne zeitliche Einschrän-

kungen zugänglich sein. Es muss vermieden werden, dass konventionelle Fahrzeuge den Stellplatz 

an der Ladesäule als Parkplatz nutzen und die Ladesäule somit blockieren. Weiterhin müssen so-

wohl die technische Funktionsfähigkeit und Betriebsbereitschaft der Ladesäule, als auch die Zu-

verlässigkeit während des Ladevorgangs gegeben sein. Bei technischen Defekten oder Störungen 

an der Anlage muss dies online einsehbar und ein Ansprechpartner über eine Hotline mit Möglich-

keit des Fernzugriffs auf die Ladestation erreichbar sein.  

Wichtigstes Kriterium ist ein barrierefreier Zugang zur Ladesäule. Dies beinhaltet u.a. eine einfache 

oder keine Authentifizierung des Nutzers. Die RFID-Karte bietet grundsätzlich eine hohe Benutzer-

freundlichkeit für die Freischaltung der Ladesäulen. Sie wird von den Nutzern jedoch nur dann als 

Authentifizierungsmedium akzeptiert, wenn nicht eine Vielzahl an Ladekarten notwendig ist. Eine 

Ad-hoc-Authentifizierung mittels gängiger Zahlungsmittel (EC-/Kreditkarte) oder Smartphone ist 

ebenso praktikabel, wobei letzteres nicht bei jedem Nutzer vorhanden ist und die Störanfälligkeit, 

bspw. durch Funktionseinschränkungen der Apps oder einen leeren Akku, hoch ist. Den größten 

Komfort bringen Authentifizierungsmöglichkeiten, die kein Eingreifen seitens des Nutzers bedin-

gen. Dies ist bspw. durch Plug&Charge17 möglich, wobei die Authentifizierung beim Einstecken des 

Ladekabels automatisch erfolgt und der Ladevorgang freigeschaltet wird.  

Zur Bezahlung des Ladevorgangs werden Ad-hoc-Zahlungsmittel präferiert, EC- und Kreditkarten 

mehr als anonyme Zahlungsmittel wie Bargeld oder aufladbare Geldkarten. An Vertragsbeziehun-

gen besteht wenig Interesse, da Vertragsbindungen, Grundgebühren und Registrierverfahren für 

die Nutzer nicht praktikabel sind. 

Die Abrechnung des Stroms sollte vorzugsweise nach geladener Energiemenge (û/kWh) erfolgen. 

Die Kosten müssen transparent für den Nutzer einsehbar sein. 

Die Zahlungsbereitschaft für einen Ladevorgang hängt davon ab, ob, wann oder zu welchen Kondi-

tionen andere Lademöglichkeiten vorhanden sind. Je näher und günstiger die Alternativen sind, 

umso geringer ist der Anreiz zur Nutzung. Als Referenz für die Kosten eines Ladevorganges an 

Normalladeinfrastruktur dient vorrangig der Strompreis an der heimischen Wallbox. Wenn der Preis 

pro kWh an der (halb-)öffentlichen Ladestation niedriger liegt oder der Ladevorgang kostenlos ist, 

besteht ein besonders hoher Anreiz zur Nutzung dieser. Daraus können ggf. Verlagerungen, bspw. 

bei der Wahl eines Supermarktes, resultieren. Die Möglichkeit, während des Einkaufs kostengüns-

tig oder kostenlos laden zu können, gibt Elektromobilisten Anlass, bspw. den Supermarkt zu wech-

seln18. Dem Zweck der Ladung kommt hinsichtlich der Zahlungsbereitschaft ebenfalls eine hohe 

Relevanz zu. Wird primär geparkt, ergibt sich der mögliche Ladevorgang aus der Gelegenheit (Ge-

legenheitsladen). Besteht auf einer Reise ein hoher zeitlicher Druck, so werden für das Laden keine 

Umwege in Kauf genommen. Somit hat die verfügbare Zeit für den Ladevorgang einen hohen Ein-

fluss. Aufgrund der Notwendigkeit der Reichweitenverlängerung besteht für die Nutzung der DC-

Ladeinfrastruktur eine überproportionale Zahlungsbereitschaft. Diese übersteigt das Verhältnis der 

                                                      

16 vgl. Vogt/Fels 2017 

17 Gemäß ISO 15118. Diese regelt den automatisierten Datenaustausch zwischen Fahrzeug und Ladeinfrastruktur. 

18 vgl. Vogt/Fels 2017 
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Kraftstoffpreise an Raststätten-Tankstellen zu Preisen an normalen Tankstellen deutlich. Ebenfalls 

muss beachtet werden, welchen Einfluss das Parken auf LIS hat. Bestehen Bevorrechtigungen für 

den Parkplatz, erfolgt ein Ladevorgang, obwohl dieser nicht zwingend nötig ist. Die Zahlungsbereit-

schaft für den Ladevorgang spiegelt dann die Zahlungsbereitschaft für den Parkplatz wieder.  

Die von den Nutzern als praktikabel erachtete Ladeleistung hängt vom Standort der Ladestation 

ab. Befindet sich diese an einem Ort, an dem Aufenthaltsdauern von mehreren Stunden oder länger 

üblich sind, bspw. Restaurants, Freizeiteinrichtungen oder Übernachtungsunterkünfte, ist einpha-

siges Laden mit bis zu 4,6 kW aus Nutzersicht ausreichend. An Standorten mit kürzerer Standdauer 

von 15 Minuten bis ca. eine Stunde, bspw. Supermärkte oder andere PoS, sollte dreiphasiges La-

den forciert werden und damit Ladeleistungen von mindestens 11 kW, besser 22 kW zur Verfügung 

stehen. Um eine einheitliche Nutzbarkeit mit verschiedenen Fahrzeugen zu gewährleisten, wird 

eine Ausstattung mit 22 kW auch in Hinblick auf zukünftige Fahrzeuge als sinnvoll erachtet. Stand-

orte, an denen ausschließlich geladen wird, um Reichweite für die Weiterfahrt zu erlangen, insbe-

sondere an Autobahnen, Bundes- und Landstraßen, bedingen Schnellladeinfrastruktur. Ladeleis-

tungen von 50 kW DC werden dabei zwar als ausreichend erachtet, wirklich praktikabel sind aus 

Nutzersicht jedoch Ladeleistungen von 100 bis 150 kW, um einen relevanten Reichweitenzuwachs 

in weniger als 30 Minuten generieren zu können. An Normalladestationen sollte der Typ-2-Standard 

vorhanden sein. Schnellladestationen sollten, um einen diskriminierungsfreien Zugang auch für 

ältere Fahrzeuggenerationen zu gewährleisten, sowohl über einen CCS- als auch CHAdeMO-An-

schluss verfügen. 

An Standorten mit hoher Frequentierung sowie langer Aufenthaltsdauer, sollte eine entsprechend 

hohe Anzahl an Ladepunkten vorhanden sein, um ausreichend hohe Kapazitäten bereitstellen zu 

können. Dem kommt insbesondere in Hinblick aufsteigende Fahrzeuganzahlen eine hohe Relevanz 

zu. 

Statische Informationen zu den Ladestationen, bspw. Standort, Anzahl der Ladepunkte, Steckerty-

pen und Ladeleistung sowie Öffnungszeiten, Authentifizierungsoptionen und Roaming-Netzwerke, 

ergänzt um Echtzeitinformationen, bspw. technische Störungen oder Belegung, sollten sowohl für 

Nutzer als auch für Service-Anbieter (OEM, Navi-Hersteller, App-Anbieter) gleichermaßen zur Verfü-

gung stehen und in die Fahrzeugnavigation integriert werden. 

Die Stromherkunft ist für die Nutzer von Elektrofahrzeugen relevant. Der Nutzung von Strom aus 

erneuerbaren Energiequellen kommt demnach eine hohe Bedeutung zu. Etwa die Hälfte der Nutzer 

würde das Ladeverhalten im Rahmen des Möglichen an die Erzeugung des Stroms anpassen. Eine 

Aufpreisbereitschaft für die Nutzung von Ökostrom an (halb-)öffentlicher LIS besteht jedoch kaum. 

3.2.2 Anforderungen aus Betreibersicht 

Den größten Einfluss auf das Geschäftsmodell hat, sofern das Ziel eine separate Wirtschaftlichkeit 

der Ladestation ist, neben der Anzahl der Ladevorgänge und der abgegebenen Strommenge (vgl. 

Abbildung 6), die Differenz zwischen dem Stromeinkaufs- und Stromverkaufspreis. Hinzu kommen 

die Anschaffungs- und Betriebskosten. Dementsprechend müssen größere Mengen an Strom ab-

gesetzt werden, die mit einer hohen Anzahl an Ladevorgängen einhergehen, da fahrzeugseitig die 

Speicherkapazitäten der Batterien und ggf. auch nutzerseitig die Standzeiten begrenzt sind. Die 

Möglichkeit, hohe Aufschläge für Ladevorgänge mit geringen Strommengen zu verlangen, um glei-

che absolute Überschüsse an der Ladestation zu erzielen, würde zu extrem hohen Preisen führen. 
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Abbildung 6: Attraktivität von Ladeinfrastruktur als Kerngeschäft  

Ein Ladevorgang mit geringerer Ladeleistung führt bei gleicher Stromabgabemenge zu längeren 

Standzeiten der Fahrzeuge, wodurch die potentiell mögliche Anzahl von Ladevorgängen in einem 

festen Zeitraum sinkt. Folglich kann an Stationen mit geringer Ladeleistung, bereinigt um standort-

spezifische und tarifliche Aspekte, eine deutlich geringere Menge an Strom abgesetzt werden, als 

an Schnellladestationen. Geschäftsmodelle für Ladeinfrastruktur als Kerngeschäft bestehen daher 

aktuell fast nur für Schnellladeinfrastruktur an frequentierten Standorten mit Notwendigkeit zur 

Reichweitenverlängerung, also vorrangig an Autobahnen und Bundes- bzw. Landstraßen. Kürzere 

Standzeiten ermöglichen eine hohe Verfügbarkeit der Lademöglichkeit und damit mehrere Lade-

vorgänge pro Tag. Da die Fahrzeuge meist mit leerem Akku an die Lademöglichkeit angeschlossen 

werden und es sich tendenziell um Fahrzeuge mit größeren Akkukapazitäten handelt, werden ver-

gleichsweise hohe Strommengen je Fahrzeug abgegeben. Aufgrund der höheren Zahlungsbereit-

schaft bei dringlichem und schwer substituierbarem Bedarf kann eine höhere Marge realisiert wer-

den. Für Schnellladeinfrastruktur besteht an den Autobahnen ein Netzwerk, das stetig erweitert 

wird. Verschiedene Betreiber und Konsortien sind im Markt aktiv und suchen nach neuen Flächen. 

Ein attraktives Umfeld für einen Schnelllader bedingt Gastronomie oder Einzelhandel im Umfeld, 

wenn Reisende adressiert werden sollen. 

Normalladeinfrastruktur konkurriert mit dem Strompreis zu Hause, da sie, abgesehen von Urlaubs-

fahrten, eher auf alltäglichen Wegen und damit meist um den Wohnort genutzt wird19. Die Refinan-

zierbarkeit allein über die Einnahmen durch die Ladevorgänge ist daher auch in Zukunft nur für 

sehr spezielle Anwendungen absehbar. Die Herausforderung besteht in der Substituierbarkeit 

durch die heimische Ladestation im Umfeld. Daher muss sich der Preis an der Ladestation am 

gegebenen Strompreis im Umfeld orientieren. Die Margen sind daher gering und aufgrund der 

meist längeren Standzeiten sind geringe Auslastungen zu erwarten. Normalladeinfrastruktur bietet 

aufgrund dieser Parameter ein potentiell sehr interessantes Kundenbindungs- und Kundenakqui-

seinstrument, wobei die Variationen zwischen reduziertem und kontingentiertem kostenfreien La-

den liegen. 

                                                      

19 Ladevorgänge bei Reisen müssen differenziert werden nach den Wegen, um den Urlaubsort zu erreichen und den Ladevorgängen  

 vor Ort. Bei Ersteren wird Schnellladeinfrastruktur meist genutzt werden. Vor Ort wird dann Normalladeinfrastruktur, sofern  

 komfortabel, d. h. ohne zusätzliche Wege oder sehr günstig nutzbar, eine hohe Relevanz besitzen. 
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Bisher wird dies meist durch die Stromversorger praktiziert, die ihren Kunden alles aus einer Hand 

anbieten möchten und so eine Differenzierung zum Wettbewerb und eine Bindung der Kunden 

erhoffen. Diese Geschäftsmodelle, die eine wirtschaftliche Tragfähigkeit versprechen, sind jedoch 

mit deutlich größerem Hebel aufgrund der größeren Umsätze je Kundenbesuch für die schon ge-

nannten Einzelhändler, Gastronomie und Übernachtungsbetriebe relevant. Auch für Freizeiteinrich-

tungen ergeben sich ähnliche Effekte. Vergleichbar sind diese Ansätze mit klassischen Tankstellen, 

die den größeren Teil der Gewinne aus dem Verkauf von Nicht-Kraftstoffen erwirtschaften. Die Ver-

fügbarkeit von LIS an Destinationen wird von Elektro-PKW-Nutzern als zusätzlicher Service wahrge-

nommen und beeinflusst die Entscheidung der Nutzer bei der Wahl der Destination. Zukünftig wird 

die Verfügbarkeit von LIS von den Kunden vorausgesetzt werden, wie dies mittlerweile z.B. bzgl. 

der WLAN-Verfügbarkeit in Hotels gegeben ist. Ist dies nicht der Fall, wird es als negativer Aspekt 

gewertet. Für Betreiber ergeben sich folgende Vorteile: 

¶ attraktives Kundensegment (hohes Einkommen, innovativ, gebildet, etc.), 

¶ hohe mediale Kommunikationseignung des Themas Ladinfrastruktur (Presse, Ladever-

zeichnisse, Eintrag bei Google Maps, eigene Kundenkommunikation, etc.), 

¶ Engagement im Bereich Nachhaltigkeit und Umweltbewusstsein, 

¶ positive Abstrahlung auf eigene Dienstleistungen hinsichtlich Technologie und Nachhaltig-

keit, 

¶ glaubhafte Verbindung mit regionalen Produkten, Erzeugung und ökologischem Image 

möglich, 

¶ frühzeitige Marktbesetzung in der Umgebung, 

¶ ideale Kombination mit eigener PV- und Speicheranlage, 

¶ Lademöglichkeiten für eigene Fahrzeuge, Mitarbeiter und Lieferanten, 

¶ Kombination mit existierenden Kundenbindungsprogrammen, 

¶ günstige Kundengewinnung im Vergleich zu anderen Aktivitäten. 

 

Über die Nutzeranforderungen hinausgehend, sollten bei der Standortsuche auch folgende Anfor-

derungen berücksichtigt werden: 

¶ bei Ladestationen im öffentlichen Raum: städtebauliche und rechtliche Aspekte (bspw. 

Denkmalschutz), 

¶ im (halb-)öffentlichen Raum: Netzanschluss, Nähe zum Verteilnetzpunkt, Ladeleistung 

von 22 kW realisierbar. 

Die einmaligen Investitionen liegen für Normalladeinfrastruktur beginnend bei etwa 1.000 û f¿r 

einen einfachen Ladepunkt und sind für Schnellladeinfrastruktur, die ab 20.000 û verf¿gbar ist, 

nach oben offen. Anschlusskosten (z.B. Tiefbauarbeiten) können die Kosten extrem erhöhen. Zu-

dem müssen jährliche Prüf- und Wartungskosten kalkuliert werden. Laufende wesentliche Kosten 

sind die abgegebenen Strommengen und sofern diese erhoben werden, Entgelte für die Abrech-

nung und Verifizierung. 
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3.3 Ladesäulenverordnung 

Die Ladesäulenverordnung (LSV) definiert die technischen Mindestanforderungen an öffentlich zu-

gängliche Ladesäulen aus rechtlich-regulatorischer Sicht. 

¶ § 3 Mindestanforderungen an die technische Sicherheit und Interoperabilität20  

o Ausstattung jeder AC-Ladesäule mit Steckdosen Typ 2, 

o Ausstattung von DC-Stationen mit Kupplungen des Typs Combo 2, 

o Weiterhin gelten die Anforderungen, insbesondere an die technische Sicherheit 

der Anlagen, gemäß EnWG. 

¶ § 4 Ermöglichung des punktuellen Aufladens  

o Forciert die Möglichkeit des Ladens ohne Authentifizierung oder mittels gängiger 

Zahlungssysteme bzw. Zahlungsverfahren oder gängiger webbasierter Systeme. 

Damit spiegelt die LSV wesentliche Nutzeranforderungen nach einem barriere- und diskriminie-

rungsfreien Zugang sowie der Möglichkeit einer einfachen Authentifizierung wieder. 

  

                                                      

20 Verordnung über technische Mindestanforderungen an den sicheren und interoperablen Aufbau und Betrieb von öffentlich zugäng-

lichen Ladepunkten für Elektromobilität 
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4 Ladeinfrastrukturanalyse 

Die Verfügbarkeit öffentlich zugänglicher LIS stellt eine wesentliche und durch die Kommunen bein-

flussbare Voraussetzung für den Markthochlauf der automobilen Elektromobilität dar. In der aktu-

ellen Phase des Markthochlaufes kommt der Sichtbarkeit und Überzeugung der neuen Antriebs-

technologie bei den Bürgern ebenfalls eine wichtige Rolle zu. 

Hinsichtlich der Fahrzeugentwicklung von E-PKW ist in den letzten Jahren ein positiver Verlauf zu 

konstatieren, wobei sich der Fahrzeugbestand und die Zulassungszahlen noch immer auf einem, 

im Vergleich zu konventionell angetriebenen Fahrzeugen, sehr geringen Niveau bewegen.  

Für (potentielle) wirtschaftlich agierende Ladeinfrastrukturbetreiber stellt der langsame Markt-

hochlauf ein Risiko dar. Andererseits soll der Mangel an Ladeinfrastruktur behoben und relevante 

Standorte besetzt werden. Geringe aktuelle Auslastungen sorgen nicht für die notwendigen Rück-

flüsse. Eine detaillierte Standortanalyse und Bedarfsprognose von Ladeinfrastruktur wirkt beiden 

Aspekten entgegen. Einerseits unterstützt sie den Betreiber, eine höhere Auslastung durch das 

Ausweisen geeigneter Standorte und eine bessere Planbarkeit der Dimensionierung des Netzan-

schlusses zu erreichen. Andererseits erhöht ein geeigneter Standort die Erreichbarkeit und Wahr-

nehmung durch den Nutzer.  

Um eine räumlich differenzierte Abschätzung zum Markthochlauf und dem damit verbundenen La-

debedarf durchführen zu können, wurde das Standortmodell für Ladeinfrastruktur GISeLIS entwi-

ckelt. Das Konzept zur Modellierung auf kommunaler Ebene besteht aus drei Stufen, welche im 

folgenden Kapitel 4.1 näher erläutert werden (vgl. Abbildung 7). Für eine kleinräumige Differenzie-

rung des Ladebedarfes innerhalb der Stadt Wiesbaden wurde, aufbauend auf der kommunalen 

LIS-Prognose, eine zweite detailliertere Modellierungsebene eingefügt. Diese ist methodisch ähn-

lich aufgebaut und beruht u.a. auf kleinräumigen statistischen Daten auf Ebene der Planungs-

räume und den Zensus-Daten im 100 m-Raster. 

 

Abbildung 7: Funktionsweise des Standortmodelles für Ladeinfrastruktur GISeLIS 
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4.1 Modell 

Die Entwicklung des Markthochlaufes von E-PKW wird durch eine Vielzahl an Einflussfaktoren be-

stimmt, wodurch sich die Unsicherheiten bei Prognosen vervielfachen. Dies zeigt die derzeitige 

Bandbreite an Studienergebnissen zum Markthochlauf (vgl. Abbildung 8). 

 

Abbildung 8: Markthochlauf von E-PKW in Deutschland im Teilszenario A und B 

Um den teilweise deutlich unterschiedlichen Prognosen der Studien gerecht zu werden, wurden 

vier Szenarien abgeleitet. Neben den absoluten Zahlen an E-PKW, ist für eine Modellierung des 

Ladebedarfes der Anteil der unterschiedlichen Fahrzeugkonzepte (BEV und PHEV) relevant, wes-

halb dieser Aspekt ebenfalls in den Szenarien berücksichtigt wurde. Auch die zur Verfügung ste-

henden Produktions- und verfügbaren Akkukapazitäten am Markt fließen ein. Daraus ergeben sich 

die vier folgenden Teilszenarien: 

¶ Teilszenario A geht von schnell fallenden Batteriekosten und damit sinkenden Fahrzeug-

kosten bzw. steigenden Reichweiten sowie verschärften CO2-Grenzwerten aus, was zu ei-

nem hohen elektrischen Neuzulassungsanteil in Deutschland von 56 % bis 2030 führt. 

¶ Teilszenario B geht von einer nur geringen Kostenreduktion bei der Batterieherstellung, 

konstanten fossilen Kraftstoffpreisen und nochmals deutlich verbesserten konventionellen 

Antrieben aus, wodurch CO2-Grenzwerte eingehalten werden können. Dies führt insgesamt 

zu einem langsamen Markthochlauf bei einem elektrischen Neuzulassungsanteil von 15 % 

bis 2030. 

¶ Teilszenario 1 geht von einem BEV-Markt in diversen Reichweitenkategorien aus, was zu-

sammen mit einem zügigen flächendeckenden Aufbau eines europaweiten Schnellladenet-

zes PHEV langfristig aus dem Markt verdrängen wird und daher reine BEV bis 2030 mit 

90 % den E-Neuwagenanteil dominieren. 

¶ Teilszenario 2 geht von einem konstanten Marktanteil der PHEV von 50 % am E-Neuwagen-

anteil aus, da sich die Fahrzeuge als technologischer Kompromiss aufgrund der ungünsti-

gen Rahmenbedingungen für Elektromobilität langfristig am Markt etablieren können. 
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Basierend auf dem derzeitigen PKW-Bestand der Stadt Wiesbaden und einem Bewertungsverfah-

ren, wird die Anzahl der E-PKW bis zum Jahr 2030 auf kommunaler Ebene bestimmt. Dies ist not-

wendig, da der derzeitige Anteil an E-PKW in Deutschland räumlich stark variiert (vgl. Abbildung 9). 

 

Abbildung 9: Anteil der E-PKW am PKW-Bestand in Deutschland  

Das Bewertungsverfahren berücksichtigt die finanzielle Möglichkeit zum Kauf eines E-PKW (abge-

bildet durch amtliche statistische Daten zum Bruttoverdienst, dem Haushaltseinkommen und dem 

Anteil an Beschäftigten), dem potentiellen Interesse an Elektromobilität (abgebildet durch die An-

zahl der Beschäftigen mit akademischen Abschluss, dem derzeitigen Anteil an E-PKW und der 

Wahlbeteiligung) sowie der Möglichkeit zum Laden (abgebildet durch die Distanz zur nächsten La-

destation und dem Anteil von Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern). 

Weiterhin wird die kommunale Bestandsentwicklung von PKW der letzten Jahre, die Bevölkerungs-

prognose jeder Gemeinde sowie der prognostizierte Motorisierungsgrad in Deutschland21 bis zum 

Jahr 2030 berücksichtigt. Die Zahl der zugelassenen PKW in der Stadt Wiesbaden stieg von 2009 

bis 2018 um fast 10 %. Die Bevölkerungsprognose geht von einer Zunahme der Einwohner um 

3,0 % bis 2030 aus. Zusammen mit den Prognosen der Shell-Studie22, welche von einem Anstieg 

des PKW-Bestandes bis 2025 ausgeht, wird im Modell von einem wachsenden Fahrzeugbestand 

bis 2025 ausgegangen, welcher bis 2030 leicht absinkt. Eine langfristig abnehmende Motorisie-

rungsquote wird insbesondere durch Sharing-Angebote, neue Mobilitätsdienstleistungen sowie ei-

nem sich veränderten Mobilitätsverhalten getragen. 

                                                      

21 vgl. Adolf et al. 2014 

22 vgl. Shell 2014 
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Im zweiten Schritt wird für jeden E-PKW (unterschieden nach BEV und PHEV), abhängig von der 

Siedlungsstruktur (Kernstadt, Umland oder ländlicher Raum), die mittlere Anzahl an Wegen, diffe-

renziert nach Wegezweck und -länge, berechnet. Primäre Grundlage dafür ist die Verkehrserhebung 

Mobilität in Deutschland 2008. Aus einer Befragung von E-PKW-Fahrern konnte abgeleitet werden, 

wie häufig öffentliche bzw. halböffentliche LIS pro Weg, in Abhängigkeit von der Weglänge, verwen-

det wird.23 In Kombination mit der Aufenthaltsdauer kann so für jede Wegekombination die Wahr-

scheinlichkeit für einen Ladevorgang abgeschätzt werden. Da gewerblich zugelassene Elektrofahr-

zeuge häufig als Flottenfahrzeuge betrieben werden und oft über eigene LIS verfügen, werden diese 

differenziert betrachtet. 

Diese klassifizierten Wege bzw. Ladevorgänge werden anhand eines zweiten Bewertungsverfah-

rens auf die umliegenden Gemeinden und Städte verteilt. Dabei wird jede Gemeinde bzw. Stadt 

hinsichtlich ihrer Attraktivität bezüglich eines Wegezweckes bewertet. Beispielsweise wird die At-

traktivität für den Wegezweck Freizeit bzw. Tourismus durch die Anzahl an Freizeiteinrichtungen, 

Cafés und Restaurants bei OpenStreetMap, touristischen Übernachtungen sowie Einträgen und 

Rezensionen bei Tripadvisor abgebildet. Neben dem Laden am Zielort und dem Gelegenheitsladen, 

wird auch der Bedarf von Anwohnern, Beschäftigten und Pendlern sowie das Potential für privates 

Laden analysiert. Daraus ergibt sich eine Differenzierung der Ladevorgänge an: 

¶ private Lademöglichkeit am Wohnort (Wallbox), 

¶ Ladestationen für Anwohner (im öffentlichen und halböffentlichen Straßenraum), 

¶ (halb)-öffentliche Ladestationen mit AC-Technologie (Normalladen), 

¶ (halb)-öffentliche Ladestationen mit DC-Technologie (Schnellladen) sowie 

¶ Ladestationen beim Arbeitgeber. 

 

4.2 Prognose der Elektrofahrzeuge 

Je nach regionalen Gegebenheiten variieren die Anteile an den Ladearten. Ländliche Gemeinden 

weisen bspw. aufgrund der Verfügbarkeit privater Stellplätze einen höheren Anteil an privaten La-

devorgängen auf. Gemeinden, in denen sich Autobahnraststätten oder Autohöfe befinden, haben 

einen höheren Anteil an Schnellladevorgängen. Gemeinden und Städte mit einer überörtlichen Ver-

sorgungsfunktion oder frequentierten Sehenswürdigkeiten bzw. Ausflugszielen weisen typischer-

weise einen hohen Anteil an (halb-)öffentlichen Normalladevorgängen auf. 

Für die Stadt Wiesbaden können bis 2030 zwischen ca. 12.600 E-PKW (Teilszenario B) und 36.000 

E-PKW (Teilszenario A) erwartet werden. Dies entspricht einem E-PKW-Anteil zwischen 8,5 bis 

24,2 % bis zum Jahr 2030, bzw. 16,4 % im Mittel (was über dem bundesdeutschen Durchschnitt 

von 14,5 % liegt) (vgl. Abbildung 10). Es wird erwartet, dass ca. 62 % der E-PKW privat zugelassen 

sind, was im Mittel rund 15.000 Fahrzeugen entspricht. Die Ergebnisse der Szenarien werden von 

den Autoren als realistische Spannweite betrachtet, je nach Entwicklung der Fahrzeugpreise, Bat-

terietechnologie, Rohstoffpreisen, politischen Fördermaßnahmen und anderen Einflussfaktoren ist 

ein höherer oder niedrigerer Marktanteil möglich. 

                                                      

23 vgl. Vogt/Fels 2017 
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Abbildung 10: Prognostizierte Anzahl der privat und gewerblich zugelassenen E-PKW in der Stadt Wiesbaden, unter-

schieden nach Antriebsart sowie der Anteil der E-PKW am gesamten PKW-Bestand in % 

Für die Stadt Wiesbaden ergeben sich erhebliche ökologische Einspareffekte, die sich im Jahr 2030 

im 

¶ Szenario B2 bei jeweils 6.297 BEV und PHEV auf ca. 34.460 t CO2 sowie ca. 108 t NOx bzw. 

im  

¶ Szenario A1 bei 28.786 BEV und 7.197 PHEV auf ca. 98.150 t CO2 sowie 307 t NOx belau-

fen.24  

 

Durch den erwarteten Anteil an E-PKW ergibt sich im Mittel eine Einsparung von 16,5 % CO2 und 

16,2 % NOx gegenüber einem ausschließlich konventionellen PKW-Bestand (vgl. Abbildung 11). So-

mit stellt der Umstieg auf Elektromobilität einen relevanten Ansatz für lokale Emissionseinsparun-

gen und den Klimaschutz in der Stadt Wiesbaden dar.  

 

                                                      

24 Basierend auf Emissionswerten des Handbuches für Emissionsfaktoren für Straßenverkehr (HBEFA) und einer mittleren Jahresfahr-

leistung von 13 922 km (vgl. KBA, Stand 2018) bei der Verwendung von Ökostrom. Emissionen bei der Rohstoffgewinnung, Herstel-

lung sowie der Energiebereitstellung (Well-to-Tank) werden nicht berücksichtigt. 
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Abbildung 11: Prognostizierter Rückgang der Emissionen durch E-PKW gegenüber einem ausschließlich konventio-

nellen PKW-Bestand 

4.3 Prognose der Ladeinfrastruktur 

Auf Basis der durchgeführten Prognosen zum Markthochlauf für E-PKW sowie dem künftigen Lade-

bedarf ergibt sich für die Stadt Wiesbaden eine räumlich detaillierte und zeitlich differenzierte Prog-

nose des Bedarfes an Ladeinfrastruktur. Diese Prognose schließt öffentliche sowie halböffentliche 

Normal- und Schnellladevorgänge sowie das Anwohner- und Privatladen mit ein (vgl. Abbildung 12). 

Da weder ein vollständiges Unternehmensregister noch statistische Daten über die Beschäftigten 

am Arbeitsort auf Ebene der Planungsräume vorliegen, konnte das Arbeitgeberladen lediglich für 

die gesamte Stadt Wiesbaden modelliert werden und nicht auf Planungsraumebene. 
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Abbildung 12: Prognostizierte Anzahl der täglichen Ladevorgänge in der Stadt Wiesbaden bis zum Jahr 2030 (Mit-

telwert aller Szenarien) 

4.3.1 Lademöglichkeit am Wohnort 

Das Laden am Wohnort wird unterschieden in Anwohnerladen, also dem Laden an (halb-)öffentli-

cher LIS durch Anwohner und dem privaten Laden an der eigenen Wallbox. Da die Verfügbarkeit 

von LIS in Wohngebieten derzeit noch sehr gering ist, die Lademöglichkeit am Wohnort allerdings 

für die Mehrheit der Nutzer der wichtigste Ladeort ist, stellt der Ausbau von LIS in Wohngebieten 

eine wichtige Voraussetzung für den Markthochlauf dar. Der sehr geringe Anteil von Wohnungen in 

Ein- und Zweifamilienhäusern in der Stadt Wiesbaden von 22 % (Bundesdurchschnitt 45 %) unter-

streicht den Bedarf öffentlicher Ladeinfrastruktur. Entsprechend gering wird die Anzahl der tägli-

chen Ladevorgänge an privater LIS bis zum Jahr 2030 prognostiziert: 

¶ Der Mittelwert aller Szenarien beträgt ca. 852 Ladevorgänge pro Tag. Dies entspricht einer 

Strommenge von ca. 4.540 MWh im Jahr 2030. 

¶ Die privaten Ladevorgänge konzentrieren sich insbesondere auf Planungsräume am Stadt-

rand von Wiesbaden, wie bspw. Nordenstadt-West mit ca. 41 prognostizierten Ladevorgän-

gen pro Tag oder Breckenheim-Mitte mit 36 privaten Ladevorgängen pro Tag (vgl. Abbildung 

13). Neben einer hohen Wahrscheinlichkeit für den Kauf eines E-PKW (hohes Einkommen, 

geringe Arbeitslosigkeit, hohe Wahrscheinlichkeit für private Lademöglichkeit) führt auch 

eine erhöhte Pendeldistanz zu der hohen Anzahl an Ladevorgängen. 

¶ Da heimisches Laden sich am Strompreis für Privatkunden orientiert, können die Ladevor-

gänge, insbesondere im Markthochlauf, durch preiswerte oder kostenfreie halböffentliche 

LIS in geringem Umfang substituiert werden. Gleiches gilt für das Laden beim Arbeitgeber. 
































































































































































